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Zugestellt

am 24.0ktober 1961

Iim_ N a m e n d e_s V o l k e 5

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers‚

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7„ Senat des Bundessozialgerichts ohne
mündliche Verhandlung nach @ 124 Absq 2 in Verbin—
dung mit 5 153 Abso 1 und 5 165 des Sozialgerichts—

gesetzes am 200 September 1961 unter Mitwirkung

von

Senatspräeident Dro B e r n d t

' als Vorsitzendem,
,Bundesrichter Dr„ K l ä ß ' und

Bundesrichter Dro K r‚e b s
als weiteren Berufsrichtern9

Bundessozialrichter Dr° L e n h a r d t und

Bundessozialrichterin Dro K o l b
_

als ehrenamtlichen Beisitzern"

für Recht erkannt:-

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

SChleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom
65 Juni 1958 wird_zurückgewiesen„ ' '

Der Kläger hat der Beklagten die außergerichtli—
chen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„

Von Rechts wegeno
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Der Kläger ist Rechtsanwalt in Lübeck° Er wurde von der

beklagten Familienausgleichskasse zu Beiträgen und Vor—

‚schüssen nach dem Kindergeldgesetz (KGG) herangezogeno

-Mit Bescheid vom 6. August 1956 forderte die Beklagte von
ihm einen Restbeitrag für das Jahr 1955 in Höhe von 55,——

DM sowie einen Beitragsvorschuß für das Jahr 1956 in

Höhe von 2009—— BM„

Dieser Verwaltungsakt wurde'mit der Klage angefochten°

.Während des‘Sozialgerichtsverfahrens ging dem Kläger über»

dies ein Auszug der Beklagten aus ihrer Heberolle vom
14° Oktober 1957 zu, wonach sie einen endgültigen Beitrag

für 1956 in Höhevon 200,—«cm sowie einen Vorschuß für
1957 in Höhe von ebenfalls 200,—— DM von ihm verlangte°

Der Kläger begehrte_Aufhebung der Bescheide über seine>

Heranziehung zu Beitrdgen nach dem KGG für die Jahre 1955,

1956 und 1957, sowie.Verurteilung der Beklagten‚ seine

weitere Heranziehung zu Beiträgen nach dem KGG zu unter—

lassen„ Diesen Klageansprgch begründete der Kläger mit

der Verfassungswidrigkeit des KGG„

Das Sozialgericht (SG) Lübeck wies die Klage ab (Urteil

vom 27° Januar 1958)° Als Gegenstand des Verfahrens sah

es die angefochtenen Bescheide insoweit an, als Beiträge

für die Jahre 1955 und 1956 verlangt wurden (@ 96 des

Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)° Für unbegründet hielt

es die vom Kläger vorgetragenen Bedenken gegen die Ver—

fassungsmäßigkeit des KGG„ Bieser legte Berufung ein und

machte wiederum die Verfassungswidrigkeit des KGG geltend;

er beantragte die Aufhebung des SG—Urteils und der ange—
fochtenen Bescheide, soweit mit diesen Beiträge für 1955

und 1956 verlangt wurden° Ferner begehrte er, die Be—

klagte für verpflichtet zu erklären, Beitragsforderungén

an ihn zu unterlassen° Wegen der geltend gemachten Ver—

fassung3Widrigkeit des KGG stellte er darüber hinaus den

Antrag auf Aussetzung des Verfahrens und Binholung einer
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) gemäß

Art° 100 Abs° 1 des Grundgesetzes (GG), Mit Urteil vom
6° Juni 1958 wies das Schleswig—Holsteinische Landeseozial-
gericht (LSG) die Berufung zurück, Die angefochtenen Ver—

waltungsakte seien nicht fehlerhaft, Sie seien sowohl von
der zuständigen Behörde erlassen worden, als auch nicht

mit einem Formmangel behaftet° Insbesondere schade der Man—

gel der handschriftlichen Unterzeichnung und der Rechts:

mittelbelehrung nicht, Der Kläger könne ihre Rechtswidrig—

keit auch nicht damit begründen, daß das KGG verfassungs—

.widrig sei° Der Bund habe gemäß Art° 7n GG die Gesetz—

gebungskompetenz hierfür gehabt, Durch die Errichtung des

Gésamtverbandes der Familienausgleichskassen sei keine

unzulässigeMischverwaltung begründet worden, Das KGG ent-

halte ferner keinen Verstoß gegen den Gleichheitsgrund—

satz des Art, 3 GG° Sowohl für die Regelung der Aufbrinf

gung der Mittel als auch des Ausgleichs unterschiedlicher

Belastungen seien sachliche Erwägungen gegeben, Eine Ver—

letzung des Art, 3 GG sei des weiteren nicht darin zu fin—

den, daß der Personenkreis, der von den Erträgnieeen seines

Vermögens lebt, von der Beitragspflicht nicht erfaßt werde°

Schließlich sei auch die Zuteilung des Klägers zu einer Fa—

milienausgleichskasse bei der Verwaltungs—Berufsgenossen-

schaft nicht zu beanstanden, da die Zusammenfassung Ver—

schiedener Berufe bei dieser Familienausgleichskasse auf

‘der sachlichen Erwägung beruhe, dort alle die Unternehmer

zu erfassen, die ihre Ziele in einem büromäßigen Betrieb

verfolgen° In der gesetzlichdhegründeten Mitgliedschaft

zur Familienausgleichskasse liege auch kein Verstoß gegen

die durch das GGgewährleistete Koalitionsfreiheit. Auf
die weitere Rüge, die 55 34 Abs° 5_und 37 hGG seien wegen

Verstoßes gegen Art° 80 GG nichtig, komme es für die Ent—

scheidung des LSG nicht an, da die_Beitragsyflicht des

Klägers hiervon nicht berührt werde,
Revision wurdezugelassen°

-Gegen das am 21, August 1958 zugestellte Urteil hat der
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Kläger am 210 September 1958 Revision eingelegt und diese

an demselben Tage begründet°

Er hält Wesentliche Vorschriften des KGG für verfassungs—

widrig° Insbesondere verstoße @ 10 KGG gegen den Gleich—

heitsgrund$atz des Arto 3 GG; es sei kein sachlicher Grund
ersichtlich, warum der Personenkreis, der seinen Lebens—

unterhalt ausschlienlich aus Kapitalvermögen oder aus Ver—

mietung und Verpachtung bestreite, von der Beitragspflicht

lach dem KGG befreit werde° Diese Regelung sei willkürlich

und daher verfassungswidri■„ Ebenso mache die sacnwidrige

Bevorzugung der Landwirtschaft bei der Aufbringung der

Beiträge nich @ 11 KGG dieses Gesetz verfassungswidrig,

da auch insoweit ein Verstoß gegen Art° 3 GG vorliegea Der

Gesetzgeber habe mit der Freistellung der Jaandwirte von dei

Aufbringung der Mittel in Höhe von zwei Dritteln gegenüber-

allen anderen Berufsständen willkürlich'gehandelt° Das

gelte auch für die die Landwirtschaft bevorzugende Zuschuß—

regelung des 5 14 KGG, der 30mit ebenfalls gegen den Gleicl

behandlungs— und Gleichheitsgrundsatz verstoße° Das hGG

sei weiterhin deshalb nichtig, weil der Bund nicht die
‚Befugnis zur Gesetzgebung über die im KGG_geregelte Mae

terie innegehabt habe° Insbesondere lasse sich eine der—

artige Kompetenz nicht aus Art. 74 Zifi‘° 12 GG begründen9

da es sich diesbezüglich nicht um ein zum Sozialversiche—

rungs— oder Arbeitsrecht gehörendes Sachgebiet handele„

Ferner beständen gegen die Regelung der @@25, 26 KGG,

wonach der Arbeigeber über den Kindergeldantrag in den

positiven Fällen entscheiden könne, Verfassungsrecht—

liche Bedenken‚ die die Nichtigkeit des gesamten Gesetzes

nach sich zögen° Das müsse auch für die in 55 34 Abs° 3
und 57 KGG ausgesprochenen Ermächtigungen gelten, die

gegen Art„ 80 Abs. 1-Satz 2 GG verstießen° Schließlich

sei @ 1 KGG verfassungswidrig„ Es stelle eine unzulässi—

ge Ungleichbehandlung dar, wenn das Kindergeld nach
‚

diesem Gesetz erst vom dritten nind an gezahlt Würde‚

während die Kinderzuschläge der Beamten und‚3ngestellten

-im öffentlichen Dienst bereits vom ersten Kind an gewähr—
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leistet seien° Wegen aller dieser Bedenken gegen das KGG

hätte das LSG das Verfahren gemäß Art. 100 GG aussetzen

und die Entscheidung des BVerfG einholen müssen„ Die Nicht—

aussetzung durch das LSG stelle einen Verfahrensmangel dar°

Der Kläger hielt seine Bedenken gegen das KGG auch nach_

Kenntnisnahme des Urteils des BVerfG vom 10° Mai 1960 auf-

recht°

Er beantragte‚‘

die vorinstanzlichen Urteile sowie die Bei-

tragsrechnung der Beklagten vom 6° August 1956

und die Beitragsfest$etzung für 1956 im Hebe—

rollenauszug vom 14„ Oktober 1957 aufzuheben

und die Beklagte für verpflichtet zu erklären,
die HeranZiehung des Klägers zu Beiträgen und

Vorschüssen zu unterlassen°

hilfsweise,

das Verfahren zwecks Herbeiführung einer Ent—

scheidung des BVerfG über die Verfassungs—

mäßigkeit des KGG auszusetzen° .

Die Beklagte beantragte,
‘die Revision Zurückzuweisen°

Sie bezog sich auf die Entscheidungen des 7. Senats des

BSGvom 20° Dezember 1957 zur Frage der Verfassungsmäßig—
keit dag KGG„ die sie auch für den vorliegenden Fall für
zutreffend erachteta

Beide Beteiligten, nämlich die Beklagte im Schriftsatz

vom 6° Dezember■9587 der Kläger im Schriftsatz vom 20„_
September 1958, erklärten sich mit einer Entscheidung
über die Revision ohne mündliche Verhandlung einverstan—
den°

IILDie devision ist statthaft ($} 162 Abs„ 1 Satz 1 sag)..‚ Sie
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ist auch form— und fristgerecht eingelegt sowie begründet

worden (55 164, 166 SGG)„ Sie ist daher zulässig°

Die Revision ist nicht begründet°'

Der Senat vermochte der Auffassung des Klägers von der

Verfassungswidrigkeit des KGG und damit von der Rechts;

widrigkeit der angefochtenen VerWeltungsakte nicht zu

folgen° Es bestand für ihn daher auch kein Anlaß, des an—
hängige Verfahren auszusetzen und die Entscheidung des

BVerfG einzuholen. Eines solchen Vorgehens bedarf es näm—‘

lich nur dann, wenn das Gericht ein Gesetz für verfassungs

widrig hält, auf dessen Gültigkeit es bei der Entscheidung
‚ankommt {Art° 100 GG i„V.m. @ 80 des bundesverfassungs—

gerichtsgesetzes
f

BVerfGG
— vom 12, März 1951 — BGBl I

243 —)„ Aus diesem Grunde ist ebenfalls die Rüge des

Klägers unbegründet, das LSG hätte das Verfahren wegen

der Bedenken, die gegen die Verfassungsmdßigkeit des KGG

bestündén, aussetzen und die Entscheidung des BVerfG
herbeiführen müssen° B10ge Zweifel an der Gültigkeit des

KGG hätten auch in der Berufungsinstanz die Einholung der
Entscheidung des BVerfG nicht gerechtfertigt; das vor—
legende Gericht mun vielmehr die betreffende gesetzliche

Regelung für nichtig halten, d‚h„ von ihrer Nichtigkeit

überzeugt sein (vgl‚ BVerfGE vom 20° März 1952 in NJW

1952, 497; Geiger, Komm. zum BVérfGG Anm° 1 zu @ 80;

Hamann, Kommo zum GG 2. Aufl° Anm. B 4 zu 5 100), Die
Begründung des angefochtenen Urteils offenbart indessen

'die Überzeugung des LSG von der Übereinstimmung des KGG

mit dem Grundgesetz° Für eine nussetzung des Verfahre■e

gemäß Art„ 100 GG i„V.m. @ 80 BVerfGG war dann aber kein
Raum mehr°

Soweit der Kläger in der die Landwirtschaft begünstigen—

den Regelung der @@11 und 14 KGG einen Verstoß gegen

den Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 GGerblickt,
der die Nichtigkeit des KGG nach sich ziehe, kann er

nicht gehört werden„ In seinem Urteil vom 10. Mai 1960

hat das BVerfG festgestellt, daß diese Regelung

...”/_
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nicht willkürlich ist undArt° 3 GGnicht.verlétzt (Velo
BVerfGE 11, 105, 121; NJW 1960,1099; MDR 1960, 560; JZ 1961,

21)° Wenngleich dieser Entscheidung des BVerfG eine Ein—

dungswirkung im Sinne von 5 31 Abs° 1 BVerfGG nicht zukommt,
'da ihr Tenor keinen f ö r m l i c h e n Ausspruch über die

Verfassungsmäßigkeit des KGG allgemein oder einzelner seiner
VorSchriften enthält, sondern die gegen das KGG gerichteten

Verfassungsbeschwerden äls unbegründet zurückweist (Vgl° Gei-

ge: 330 Anm, 2 zu 5 31), besteht für den erkennenden Senat

kein Anlaß, von der dort bekundeten Auffassung desBVerfG ab—

zuweichen, zumal das BVerfG mit dieser Entscheidung seiner—

‘seits wiederum die Rechtsprechung des erkennenden Senats be-

stätigte, der in seinen beiden Urteilen vom 20° Dezember 1957

(BSG 69 213, 237, 238 ff) zu dem gleichen Ergebnis gek0mmen

war„ Auf die ausführlichen Entscheidungsgründe dieses Urteils

wird zur Begründung der Verfassungsmäßigkeit der @@11 und 14
KGG auch in diesem Rechtsstreit verwies'en° Es sind auch keine

Gesichtspu„kte Vorgebracht oder sonstwie erkennbar geworden,

die nicht bereits sowohl bei dem o„a. Urteil des BVerfG als

auch bei den o.a. Entscheidungen des.erkennenden Senats Be—

achtung gefunden hätten, so daß eine andere Beurteilung die—

ser Frage nicht gerechtfertigt ist°

Unzutreffend ist ferner der Einwand des Klägers, dem Bund

habe zum Erlam des KGG die Gesetzgebungskompetenz gefehlt

und es sei daher aus diesem Grunde nichtig. Auch diese Rechts—

frage ist bereits durchdie obenzitierten Urteile desBVerfG
und des erkennenden Senats mit eingehender Begründung im

positiven Sinne beantwortet werden° Der Kläger konnte dem—

gegenüber neue Argumente nicht vorbringen, so daß für den

Senat eine Abweichung von seiner bisherigen Rechtsprechung

nicht veranlaßt war. Hiernach ist festzustellen, das die Ge—

Setzgebungsbefugnis des Bundes bezüglich des KGG aus Art,

74er„ 7 und Nr. 12 GG begründet ist, da die Kindergeldge—
setzgebhng einmal zum Aufgabengebiet der öffentlichen Für—

sorge im weiteren — verfassungsrechtlichen — Sinne gehört,

es sich beim KGG aber zugleich um "Recht der Sozialver-

sicherung" handelt° Wegen der Einzelheiten hierzu wird auf

- 8 _
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die Urteile des erkennenden Senats vom 20. Dezember 1957

(aaO) verwiesen° ‘ '

Ein Verstoß
gegen den Gleichheitssatz liegt ferner nicht

in der Gewährung des Kindergeldes erst für das dritte und

jedes weitere Kind (Rechtslage vor Inkrafttreten des Kin—
dergeldkassengesetzes — KGKG — v0m 18, Juli 1961), während

die Angehörigen des öffentlichen Dienstes einen Kinderzu—

schlag bereits vom ersten Kind an erhalten. Zu dieser
‚Frage hat der Senat in seiner Entscheidung vom 20° Dezem—

ber 1957 (BSG 6, 213, 232) ebenfalls Stellung genommen
{und ausgeführt, daß ein Vergleich beider Leistungen des—

halb nicht möglich ist, weil der Kihderzuschlag der im
öffentlichen Dienst Beschäftigten seit jeher einen Be—

standteil des Gehalts oder Entgelte darstellt und als
‘Einkommen versteuert werden muß° Das Kindergeld dagegen

besitzt keinen Entgelteharäkter und stellt auch nicht

einen Bestandteil des Arbeitsentgelüsdar„ Es ist deshalb

nicht im Tariflohn enthalten, sondern wird als steuer—

freie Beihilfe gewährt° Wegen der Einzelheiten wird auf

die o„a°
Entscheidung des Senats verwiesen° Auch in diee

’sem Punkt sah der-Senat sich weder
aus den vom Kläger

vorgebrachten Gründen noch aus anderen Erwägungen Veran—

laßt, von seiner bisherigen Rechtsprechung abzuweichen°

|Ob ferner die Vorschriften der @@25, 26, Zi Abs„ 3 und
37 KGG wegen Verstoßes gegen‘Verfassungsgrundsätze nichtig

sind, wie der Kläger behauptet, brauchte der Senat in
diesem Rechtsstreit nicht zu entscheiden„ Selbst wenn
nämlich diese_Frage zu bejahen wäre, zöge dies nicht die

Nichtigkeit des 5 10 KGG als der für die vom Kläger ange—
fochtenen Bescheide maßgeblichen Rechtsgrundlage nach sich,

so daß jene Bescheide gleichwohl rechtens blieben‚vbie

Nichtigkeit einzelner Vorschriften eines Gesetzes bedingt

nämlich nicht grundsätzlich die Nichtigkeit auch aller

sonstigen Vorschriften dort. Diese Folge ist nur dann an—

..9--
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zunehmen, wenn nach dem objektiven Sinn des Gesetzes die

übrigen Bestimmungen keine selbständige Bedeutung haben

und die verfassuhgswidrige Norm Teil einer Gesamtregelung

ist, die ihren Sinn und ihre Rechtfertigung bei Wegfall

eines ihrer Bestandteile verlöre, Wenn also die Verflech—

tung der nieht1gen Norm mit den übrigen Bestimmungen der—

gestalt ist, daß sie eine untrennbare Einheit bilden (vgl.“

BVerfGE 1, 264, 272; 2, 380, 406; 5, 25, 34; 8‚ 71, 79;

6, 273, 281; e, 274, 307). 55 25, 26vK_GGenthalten ledig—
lich Verfahrensregelu■gen in bezug auf Antragstellung und

Bescheiderteilunga @ 34 Abs° 3 stellt eine Ermächtigung}

der Bundesregierung dar, hinsichtlich der durch 5 34 Abs. 1

und 2 KGG vom Bezug des Kindergeldes ausgeschlossenen Per—

sonengruppen Ausnahmen im Verordnungswege zuzulassen° @ 37

KGG ermächtigt die Bundesregierung, einen bestimmten Teil

des Verfahrens beim Bezug des Kindergeldes durch Rechts—

verordnung zu regeln„_Keine der genannten und vom Kläger

für nichtig gehaltenen Vorschriften ist für die in 5 10
KGG geregelte_Beitragspflicht von wesentlicher oder aus—
schlaggebender Bedeutung° Auch sind Sie mit allen übrigen

Bestimmungendes KGGnicht sb verknüpft, daßsie mit die--
‚sen eine untrennbare Einheit bilden und daß deren Bestand

ohne die genannten Regelungen undenkbar wäre, jene nach

dem objektiven Sinn des Gesetzes also keine selbständige
«Bedeutung hätten° Gerade im Verhältnis zu dem einen Kern—

punkt_des KGG bildenden @ 10 sind die genannten Vorschrif-

ten segar nur von untergeordneter Bedeutung. Infolgedessen

ist das LSG zutreffend davon ausgegangen, daß es für'die

Frage der Nibhtigkeit des 5 10 aaO, damit für die Frage

der Rechtswidrigkeit der angefochtenen Bescheide, nicht

darauf ankommt, ob die 35525, 26, 34 Abs. 3 und 57 K.GG
verfassungsrechtlich zu halten sind oder nicht° Für 5 34
-Abs. 3 KGGhat übrigens sowohl das BVerfG (BVerfGEj11,
105, 122) als auch der erkennende Senat (BSG o, 238, 244)

dessen Vereinbarkeit mit Art° 80 GG bereits bejaht°

Unzutreffend ist schließlich auch die Rüge des Klägers,
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ein die VerfassungsWidrigkeit des KGG ergebender Verstoß

gegen den Gleichheitssatz des Art° 3 GG liege darin, daß

der Personenkreis, der seinen Lebensunterhalt ausschließ—

lich aus Kapitalvermögen oder aus Vermietung und Verpach—

tung bestreitet, nicht beitragsfflichtig‚ wohl aber kin—

dergeldberechtigt sei (vgl„ 5 1 Abs. 1 Nr, 2 des Gesetzes

zur Ergänzung des Kindergeldgesetzes — KGEG — vom 25,

Dezember 1955 — BGBl I 841 —). Dieses Ergebnis beruht

auf der Tatsache, daß der Gesetzgeber zwecks Aufbrin—

gung der für die Kindergeldleistung erforderlichen Mittel

beWußt den Weg der einseitigen Belastung der tätigen

Wirtschaft gewählt hat, und zwar in Anknüpfung an die

Organisation der Berufsgenossenschaften„ Sowohl das

BVerfG (BVerfGE 11, 105, 115 ff) als auch der erkennen—

de Senat (BöG 6, 215, 233 ff) haben hierzu festgestellt,
daß die Beitragsverpfliohtung der auch die Lasten der

Unfallversicherung tragenden Unternehmer und Selbstän—

digen (einschließlich der für das Kindergeld geltenden
Sonderegelungen) nicht willkürlich gewählt wurde, son—

‘dérn von sachlichen Erwägungen geleitet ist, Jedenfalks
.réichen die Bedenken, die gegen eine derartige Belastung

_eines bestimmten Personenkreises zugunsten aller be—

,stehen, nicht aus, diese Regelung als Verstoß gegen
.Art° 3 GG anzusehen, selbst wenn — wie das BVerfG (aaO)
"ausführt

— "von der Idee der Gerechtigkeit her bessere

Lösungen vorstellbar" sind. Wegen der Einzelheiten wird
"auf die einschlägigen Gründe der angeführten Entschei—
’dungen verwiesen° Es ist dort zwar nicht zusätzlich auf

'den vom Kläger herausgegriffenen Kreis der nicht oder
nicht mehr im Erwérbsleben stehenden Personen, die vom
_Kapitalertrag, von Pacht— oder Mieteinnahmen leben,

eingegangen, Wenn aber schon ein Grundgesetzverstoß

'durch die Beschränkung der Beitragspflicht auf die Unter—

nehmerseite im Verhältnis zu der Vielzahl der Arbeit—
‚nehmer vernéint wird, so muß das gleiche um so mehr im

Verhältnis zu dem vom Kläger benannten, demgegenüber

jedenfalls verschwindend kleinen Personenkreis berufs—
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loser Selbständiger gelten. Entscheidend ist auch hier‚

daß die vom Gesetzgeber gefundene Lösung, nämlich Auf-

bringung der Mittel entsprechend den Prinzipien der ge—

setzlichen Unfallversicherung, als sozial gerecht und nicht

gegen den Grundsatz des Art° 3 GG verstoßend anzusehen ist,

wie es sowohl die Recht3preohung des BVerfG (aaO) als auch

die des Senats (aaO) feststellt. Dannlliegt aber auch
keine ungerechtfertigte Ungleiohbehandlung vor, wenn neben

dem bewußt von der aufbringung der Mittel entlasteten Ber—

sonenkreis eine weitere Gruppe vorhanden ist, auf die die

Merkmale der Baüragsverpflichtung nicht zutreffen° Es

kann dabei dahinstehen,-ob der Gesetzgeber jene weiteren'

Personen absichtlich bei der Mittelaufbringung nicht be—

teiligen wollte oder ob es sich insoweit allenfalls um

eine unbeabsichtigte Lücke im Gesetz handelt. Ausschlag—

gebend ist vielmehr9 daß die getroffene Regelung als

solche nicht willkürlich oder sachwidrig ist; sondern

'trotz_der ihr innewohnenden ausschließlichen.Belastung
einer bestimmten Personeneinheit (Wirtschaftsseite) no■h

den Grundsätzen des Art„ 3 GG entspricht‚ Das ist aber

— wie dargelegt — der Fall" Auch die Nichterfassung be—

rufsloser Selbständiger bei der Beitragspflicht macht

demzufolge das KGGnicht mit dem Gleichheitssatz des
Art„ 3 GG schlechterdings unvereinbar und deshalb nich—

‚tign

Da nach alledem keine der vom Kläger in der Revisions—

instanz gegen die verfassungsmäßige Gültigkeit des KGG

allgemein und gegen die ihn belastendeßeitragspflicht

des_ä 10 KGG erhobenen Rügen und Einwendungen durch—

greift‚ sind die angefochtenen Bescheide der Beklagten

unter diesen Gesichtspunkten nicht zu beanstanden‚ Das

LSG hat daher die Berufung des Klägers ohne Rechtsitr—

tum zurückgewiesen; seine Entscheidung ist im Ergebnis

zu bestätigeno Die Revision ist zurückzuweisen (@ 170

Abs..1 SGG)„
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Da der Kläger ungeachtet der bereits veröffentlidüen und

im wesentlichen präjudiziellen Urteile des BVerfG (aaO)

sowie des erkennenden Senats (aaO) zur Frage der Ver— '

fassungsmässigkeit'des KGG auf einer erneuten Entschei—

dung bestanden hat, wären ihm nach der Erfolglösigke■t

seines Rechtsmittels nunmehr.die außergerichtlichen

Kosten der Beklagten im Revisionsverfahren■aufzuerlegena

(@192 see)„ '
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